
wird. Sie soll von den Regierungen und an­
deren Quellen Auskünfte über das unfrei­
willige Verschwinden von Personen ein­
ziehen und darüber der Kommission be­
richten. 
Folterkonvention: Die Kommission be­
schloß, die Arbeiten an der Konvention ge­
gen Folter zu beschleunigen. Die Arbeiten 
sollen bis zum nächsten Zusammentreten 
der Kommission von einer besonderen Ar­
beitsgruppe vorangetrieben werden. 
Weitere Aktivitäten: Im Rahmen der Kom­
mission wurde eine Erklärung über die in­
nerstaatliche Behandlung von Fremden 
vorbereitet. Diese soll vom Wirtschafts­
und Sozialrat der Generalversammlung zu­
geleitet und von dieser verabschiedet wer­
den. Noch nicht zu einem Abschluß gelangt 
sind die Arbeiten an einer Erklärung über 
die Beseitigung aller Formen von Intole­
ranz und von Diskriminierung aufgrund der 
Religion oder des Glaubens. Unvollendet 
sind desgleichen die Arbeiten an einer 
Konvention über die Rechte des Kindes so­
wie an einer Erklärung über die Rechte von 
Minderheiten. Wo 

Anti-Apartheid-Konvention: Unterstützung von Be­
freiungsbewegungen als Mittel des Kampfes gegen 
die Apartheld — Erneut Errichtung eines Inter­
nationalen Strafgerichts gefordert (24) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1979 S. 71f. fort.) 

I. Wenig Neues wurde auf der dritten Ta­
gung der Dreiergruppe vom 28. Januar bis 
zum I.Februar 1980 in Genf erörtert. Die­
ses Gremium setzt sich derzeit aus je einem 
Vertreter Bulgariens, Kubas und des Sene­
gal zusammen. 
Entsprechend seiner in Art. IX des am 
18. Juli 1976 in Kraft getretenen Internatio­
nalen Übereinkommens über die Bekämp­
fung und Ahndung des Verbrechens der 
Apartheid (Text s. VN 2/1975 S.57f.)fest-
gelegten Aufgabe prüfte es die ihm gemäß 
Art. VII dieses Übereinkommens periodisch 
zu erstattenden Berichte der Mitgliedstaa­
ten, die von der Deutschen Demokrati­
schen Republik, Indien, Irak, Syrien, Un­
garn und den Vereinigten Arabischen Emi­
raten vorgelegt wurden (E/CN.4/1353/Add. 
1—6). Außerdem sind nur noch die Berich­
te Jugoslawiens und Kubas eingegangen, 
die aber erst 1981 behandelt werden. Die 
Tatsache, daß sich die Zahl der Vertrags­
staaten inzwischen auf 54 erhöht hatte, 
was gegenüber dem Vorjahr lediglich ei­
nen Zuwachs von fünf Staaten bedeutet, 
und daß einige der auf dieser Tagung ge­
prüften Berichte bereits Zweitberichte wa­
ren, beweist, daß die Berichtsmoral der 
Staaten trotz ständiger Ermahnungen nicht 
verbessert werden konnte. Auch die auf 
der zweiten Tagung von der Dreiergruppe 
erarbeiteten allgemeinen Richtlinien und 
Empfehlungen zur Anfertigung der Staa­
tenberichte waren nicht von allen Staa­
ten (Irak, Vereinigte Arabische Emirate) be­
achtet worden, so daß sich die Gruppe ge­
nötigt sah, in ihrem Bericht an die Men­
schenrechtskommission erneut auf die Not­
wendigkeit konkreter Angaben zur Erfül­
lung des Art. IV hinzuweisen, der sich auf 
die gesetzgeberischen, gerichtlichen und 
sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Vorschriften des Übereinkommens be­
zieht. 

Zur Prüfung der Staatenberichte wurden 

die Vertreter der betroffenen Staaten zur 
Anhörung beigeladen, ein Verfahren, das 
man aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
auch in Zukunft anwenden wird. 
II. Eines der Hauptthemen bei der Diskus­
sion der Berichte war die Unterstützung, 
die einige Staaten Befreiungsbewegungen 
vor allem in Südafrika gewähren. Die 
Dreiergruppe betrachtet derartige Aktivitä­
ten als wichtigen Bestandteil des Kampfes 
gegen die Apartheid, die nach dem Über­
einkommen als Verbrechen gegen die 
Menschheit gewertet wird. Der Vertreter 
des Irak erklärte, daß sein Land südafrika­
nischen Befreiungsbewegungen moralische 
und materielle Hilfe leiste. Im DDR-Bericht 
wird die »Unterstützung der kolonial und 
rassistisch unterdrückten Völker« als »ver­
fassungsrechtliches Prinzip der Außenpoli­
tik der DDR« erwähnt. Neben politischer 
und diplomatischer Förderung des Kamp­
fes im Südlichen Afrika wurde auf die hu­
manitären Hilfsaktionen der DDR hingewie­
sen. Als wichtiger Akt der Solidarität ge­
genüber den Befreiungsbewegungen wird 
die Ausbildung von Kadern angesehen. 
Derzeit werden 750 afrikanische und ara­
bische Studenten und Facharbeiter in der 
DDR ausgebildet, unter ihnen »viele« aus 
dem Südlichen Afrika. Im übrigen gehen 
alle berichterstattenden Länder davon 
aus, daß es in ihrem Land das Problem 
der Apartheid nicht gibt und die Vorschrif­
ten des Übereinkommens erfüllt werden. 

III. Nach einer erneuten Anregung durch 
den Vertreter Syriens wurde von der Drei­
ergruppe beschlossen, den UN-Generalse­
kretär aufzufordern, die Möglichkeit der 
Einberufung einer diplomatischen Konfe­
renz der Mitgliedstaaten zur Vorbereitung 
der Errichtung eines Internationalen Straf­
gerichts, wie es in Art. V des Überein­
kommens vorgesehen ist, zu prüfen. Dort 
könnten auch Maßnahmen zur Erfüllung 
der Vorschriften der Konvention erörtert 
werden. 
IV. Außerdem kündigte die Gruppe an, 
daß sie die von ihr gemäß Art. X der 
Konvention erstellte Liste von Einzelper­
sonen, Organisationen, Institutionen und 
Regierungsvertretern, die des Verbrechens 
der Apartheid verdächtig sind, auf den 
neuesten Stand bringen wird. Anschlie­
ßend soll diese Liste allen UNO-Mitglied-
staaten zugänglich gemacht werden. Ins­
gesamt soll ihr möglichst große Publizität 
zukommen, was man auch im Hinblick 
auf die Staatenberichte für wünschenswert 
hält. 
V. Der Verlauf der diesjährigen Tagung 
legt die Vermutung nahe, daß das Über­
einkommen auch beinahe vier Jahre nach 
seinem Inkrafttreten eher ein Schattenda­
sein führt. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat es 
wegen rechtsstaatlicher Bedenken (u. a. 
ungenügende Bestimmtheit der Tatbe­
standsmerkmale) nicht unterzeichnet. Lai 

MenschenrechtsausschuB: Berichte Senegals und 
Kanadas im Mittelpunkt des Interesses — Weiterer 
Individualbeschwerde gegen Uruguay stattgege­
ben (25) 
(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1980 S.63ff. fort.) 
I. Im Mittelpunkt der 9. Tagung des Men­
schenrechtsausschusses (Zusammenset­
zung s. S.112 dieser Ausgabe) vom 17. März 

bis 3. April 1980 in Genf standen die Prü­
fung des kanadischen und des senegalesi­
schen Berichts (UN-Doc. CCPR/C/I/Add. 
43 vol. I, II und Add.2) sowie die nichtöf­
fentlichen Sitzungen über einige der vor­
liegenden Mitteilungen von Einzelperso­
nen über mögliche Verletzungen des Pak­
tes über bürgerliche und politische Rechte. 
In einem Fall wurde festgestellt, daß Uru­
guay, gegen das auch die beiden ersten 
Entscheidungen des Ausschusses über In­
dividualbeschwerden ergangen waren, er­
neut Vorschriften des Paktes verletzt hat. 
In einem weiteren Verfahren gegen Uru­
guay wurden die Beratungen eingestellt, 
weil dem Verlangen des Beschwerdefüh­
rers inzwischen auf Anordnung der Regie­
rung entsprochen worden war. 
II. Neben den Berichten des Senegal und 
Kanadas wurden die vom Irak und der 
Mongolei vorgelegten Berichte gemäß Art. 
40 des Paktes geprüft (UN-Doc. CCPR/C/ 
I/Add.45, 38). Die Zahl der seit Inkraft­
treten des Paktes eingegangenen Berich­
te beläuft sich derzeit auf vierzig. Ein nicht 
unerheblicher Teil der (seit dem Beitritt Ni­
caraguas 62) Mitgliedstaaten befindet sich 
demnach mit der Erstattung der Erstberich­
te mitunter schon seit mehreren Jahren im 
Verzug. Ebenso liegen zahlreiche Ergän­
zungsberichte nicht vor; zu den fehlenden 
gehört seit Ende 1978 auch der der Bun­
desrepublik Deutschland. Zum wiederhol­
ten Mal wurden deshalb die säumigen 
Staaten zur Erfüllung ihrer Pflichten er­
mahnt, wobei vor allem Iran und Chile auf­
gefordert wurden, die 1979 vom Aus­
schuß angeforderten Berichte zu erstatten. 
III. In seiner Eröffnungsrede unterrichtete 
der Direktor der Menschenrechtsabteilung 
Theodoor vanBoven die Ausschußmitglieder 
darüber, daß die Menschenrechtskommis­
sion eine Resolution verabschiedet hat, in 
der die Staaten zu einer strikten Befolgung 
ihrer Pflichten aus dem Pakt aufgefordert 
werden. Gleichzeitig regte er an, in den 
Bericht des Ausschusses an die Menschen­
rechtskommission auch Hinweise auf än-
derungs- oder ergänzungsbedürftige Vor­
schriften des Paktes aufzunehmen. Wün­
schenswert sei es außerdem, wenn der Be­
richt erkennen lasse, wie der Ausschuß ei­
nige Vorschriften des Paktes interpretie­
re. Ein weiterer Vorschlag der Menschen­
rechtskommission befaßte sich mit dem 
bei der Berichtsprüfung verwendeten Ma­
terial. Die Beschränkung auf die in den 
Staatenberichten enthaltenen Informationen 
wurde als zu eng angesehen, so daß eine 
Einbeziehung aller auf die Erfüllung des 
Paktes bezogenen sonstigen Informationen 
angeregt wurde, um es dem Ausschuß auf 
diese Weise eher zu ermöglichen, die 
Übereinstimmung bzw. Diskrepanz zwi­
schen Wirklichkeit und im nationalen Be­
richt dargestellter Lage festzustellen. Die 
bisherigen Berichtsprüfungen hätten be­
wiesen, daß kein Staat von sich behaup­
ten könne, die Menschenrechte voll ver­
wirklicht zu haben. Der Vorschlag des 
Ausschusses, seine Tagungen in Zukunft 
auch in Entwicklungsländern stattfinden zu 
lassen, werde, so van Boven, vom Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen auf 
seine Realisierungsmöglichkeiten hin ge­
prüft. 

IV. Staatenberichte. Die vorgelegten Staa­
tenberichte wurden von den Ausschußmit-
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gliedern wie üblich hinsichtlich der Umset­
zung aller Vorschriften des Paktes unter­
sucht. Dabei konzentrierten sich die Fra­
gen an die Vertreter der betroffenen Staa­
ten jeweils auf unterschiedliche Themen­
kreise. 
Irak: Nähere Aufklärung wurde vor allem 
über die Rolle des Islam erbeten, der nach 
der provisorischen Verfassung Staatsreli­
gion ist. Besorgt äußerte man sich über 
die Existenz von Revolutionsgerichten und 
die Stellung politischer Dissidenten. 
Mongolei: Ausführlicher befaßte sich der 
Ausschuß mit der Todesstrafe, die nach 
Auskunft des Vertreters der Mongolei der­
zeit durchschnittlich in drei Fällen pro Jahr 
vollstreckt wird, wobei Frauen, Minder­
jährige und Personen, die älter als 60 Jah­
re sind, von dieser Strafe ausgenommen 
sind. Eine Abschaffung der Todesstrafe für 
Diebstahl und die Zerstörung von Eigen­
tum ist vorgesehen. Das Eigentum fällt zum 
größten Teil in die Kategorie des soziali­
stischen Eigentums, Privateigentum ist nur 
an Gütern des Grundbedarfs zulässig. 
Kanada: Der 700seitige Bericht gab Anlaß 
zu zahlreichen Fragen, die sich vor allem 
auf das Verhältnis der Vorschriften des 
Paktes zur kanadischen Gesetzgebung, die 
ethnischen Minderheiten (Indianer und Es­
kimos) und das Verbot der Kriegspropa­
ganda bezogen. Die Regierungsvertreter 
bemühten sich, die besonderen Probleme 
der Umsetzung der Vorschriften des Pak­
tes in einem Bundesstaat darzulegen, 
dessen Gliedstaaten unterschiedliche 
Rechtsordnungen haben und in dem außer­
dem der Grundsatz gilt, daß Parlament und 
gesetzgebende Körperschaften nicht für 
die Zukunft gebunden werden können. Die 
Vorschriften des Paktes finden deshalb in 
Kanada keine direkte Anwendung und kön­
nen von den Gerichten lediglich in Zwei­
felsfällen als Interpretationsmaßstab her­
angezogen werden. Die Bundes- und Pro­
vinzregierungen halten es jedoch für wün­
schenswert, die innerstaatlichen Vorschrif­
ten dem Pakt entsprechend abzuändern. 
Ungeachtet der Tatsache, daß der Pakt 
noch nicht in innerstaatliches Recht umge­
setzt ist, befinden sich die entsprechenden 
Normen im wesentlichen bereits in Ober­
einstimmung mit ihm. Zum Problemkreis 
>ethnische Minderheiten« wurde das 
>Gesetz über die Indianer« erörtert, das 
nach kanadischen Aussagen keine Diskri­
minierung beinhaltet, sondern dem Schutz 
der Indianer dient. Obzwar der kanadische 
Bericht erklärte, daß es kein Gesetz gebe, 
das den Bürgern Kriegspropaganda ver­
biete und diese daher aufgrund des Pak­
tes nur der Regierung untersagt sei, suchte 
der Regierungsvertreter die Ausschußmit­
glieder davon zu überzeugen, daß in der 
Praxis kein Anlaß zur Besorgnis bestünde. 
Senegal: Der Bericht des Senegal wurde 
mit besonderem Interesse aufgenommen, 
weil er zum ersten Mal Aufschluß über 
die Verwirklichung der Vorschriften des 
Paktes in einem schwarzafrikanischen 
Staat des Festlands gab (die anderen bis­
lang behandelten Länder südlich der Saha­
ra waren Mauritius und Madagaskar). Ins­
gesamt enthielt der Bericht zu wenige In­
formationen über die tatsächlichen Ver­
hältnisse, ein Mangel, der durch die Befra­
gung der Staatenvertreter größtenteils aus­
geglichen werden konnte. Der Pakt ist mit 

Vorrang vor den nationalen Normen Be­
standteil des senegalesischen Rechts. Man 
geht davon aus, daß er ein Ideal darstellt, 
das es zu erreichen gilt. Auf diesem Weg 
habe man schon ein beachtliches Stück 
zurückgelegt, wofür etwa die Arbeitsge­
richtsbarkeit ein gutes Beispiel biete. An­
laß zur Diskussion gab die Vorschrift der 
Verfassung, die die Existenz von vier Par­
teien — je einer >konservativen«, l ibera­
len«, sozialistischen« und marxistisch-
leninistischen« oder kommunistischen« — 
verbindlich vorschreibt. Diese Parteienland­
schaft entspreche den derzeitigen Verhält­
nissen. Die Regierung scheint davon aus­
zugehen, daß auf diese Weise alle politi­
schen Strömungen hinreichend vertreten 
seien. 
Bei der Prüfung aller Berichte zeigte sich, 
daß die derzeitige Form der Befragung 
nicht gewährleistet, daß die gestellten Fra­
gen präzise beantwortet werden. In näch­
ster Zeit will sich der Ausschuß deshalb 
um eine Verbesserung des Verfahrens be­
mühen. 
V. Individualbeschwerden. In zwei der 
nichtöffentlich beratenen Individualbe­
schwerden nach dem Fakultativprotokoll, 
dessen Mitgliederzahl inzwischen auf 23 
angewachsen ist, kam der Ausschuß zu 
einem endgültigen Ergebnis, das anschlie­
ßend veröffentlicht wurde. 
Im ersten Fall brachte die Beschwerdefüh­
rerin vor, daß das Ehepaar Lanza von 
staatlichen Organen Uruguays in einer ge­
gen mehrere Vorschriften des Paktes ver­
stoßenden Weise behandelt worden sei. 
Wiederum war die Mitteilung durch eine 
nahe Verwandte — hier die Nichte — er­
folgt, was der Ausschuß im Anschluß an 
sein bisheriges Vorgehen für zulässig er­
achtete. Die Betroffenen sind in diesem 
Fall außerdem nach der Entlassung aus 
der Haft und Übersiedlung nach Schweden 
der Beschwerde beigetreten. Wie auch in 
den ersten abgeschlossenen Verfahren hat 
sich Uruguay nur mit sehr großer Verspä­
tung und nach Setzung einer Nachfrist zu 
den Vorwürfen geäußert. Die Antworten 
waren zwar zumindest fallbezogen, gingen 
jedoch auf die gerügten Verhaltensweisen 
selbst nicht ein. Eine derartige Zurückwei­
sung der Vorwürfe ließ der Ausschuß auch 
dieses Mal nicht gelten. Konkrete Antwor­
ten und Beweismaterial wie Kopien rele­
vanter Gerichtsentscheidungen und Unter­
suchungen hätten von Uruguay vorgelegt 
werden müssen. Da dies nicht erfolgt war, 
stellte der Ausschuß in seiner Entschei­
dung abschließend fest, daß bei der Be­
handlung beider Betroffener folgende Ver­
letzungen des Paktes als gegeben anzu­
sehen sind: Verstöße gegen Art.7 (Folter­
verbot) und Art.10, 1 (Rechte der Gefan­
genen), Art.9, 3 (Gebot der unverzüglichen 
Vorführung und Aburteilung in angemes­
sener Zeit), Art.14, 1—3 (Fehlen eines ef­
fektiven Rechtsbeistands und Mißachtung 
der Grundsätze eines fairen Verfahrens), 
Art.9, 1 (Habeas corpus, hier: Gebot der 
Haftentlassung unverzüglich nach Verbü­
ßung der Strafe). Außerdem sah sich der 
Ausschuß aufgrund mangelhafter Informa­
tion durch die uruguayische Regierung au­
ßerstande, Verhaftung, Haft und Verurtei­
lung der Betroffenen gemäß Art.19, 3 als 
gerechtfertigt anzusehen. Obwohl die Op­
fer inzwischen die Freiheit wiedererlangt 

haben, wird Uruguay in der Entscheidung 
dazu verpflichtet, ihnen Rechtsmittel und 
Schadenersatz zuzugestehen und außer­
dem derartige Handlungen für die Zukunft 
zu verhindern. 
Bei der zweiten abgeschlossenen Indivi­
dualbeschwerde ging es um die Verweige­
rung der Verlängerung des Reisepasses 
des uruguayischen Journalisten G. Waks­
mann durch das zuständige Konsulat. Nach 
Meinung des Beschwerdeführers lag darin 
ein Verstoß gegen Art.12, 2 (Ausreisefrei­
heit) und Art.19 (Meinungsfreiheit). Diese 
Mitteilung war 1979 für zulässig erachtet 
worden. Inzwischen hat die uruguayische 
Regierung nach der Unterrichtung durch 
den Ausschuß das Konsulat zur Paßertei­
lung angewiesen, was dieses auch getan 
hat. Demnach ist der Beschwerdegegen­
stand hinfällig geworden, so daß der Aus­
schuß zu seiner Zufriedenheit die Bera­
tungen über die Mitteilung einstellen konn­
te. Lai 

Rechtsfragen 
Wiener Vertragsrechtskonvention: in Kraft seit dem 
27. Januar 1980 (26) 
Am 27. Januar 1980, dreißig Tage nach 
dem Beitritt Togos, des 35.Vertragsstaats, 
ist die Wiener Vertragsrechtskonvention in 
Kraft getreten. Derzeit haben insgesamt 36 
Staaten die erforderlichen Dokumente (Bei­
tritts- bzw. Ratifikationsurkunden) hinter­
legt; seit dem 30. April 1979 (vgl. VN 4/1979 
S. 147) sind außer Togo noch Honduras 
und zuletzt, am 3.Januar 1980, Rwanda 
dem Abkommen beigetreten. 
Die Konvention (UN-Doc.A/CONF. 39/27) 
wurde am 22. Mai 1969 auf der Konferenz 
über das Vertragsrecht in Wien mit 79 ge­
gen eine Stimme bei 19 Enthaltungen an­
genommen. Sie enthält Verfahrensregeln 
für den Abschluß, die Ergänzung, Abände­
rung und Beendigung völkerrechtlicher 
Verträge sowie Bestimmungen über deren 
Gültigkeit und Auslegung. Umstritten sind 
die Vorschriften über das ius cogens im 
Vertragsrecht (Art.53, 71), die Frankreich 
dazu veranlaßt hatten, als einziger Staat 
gegen das Vertragswerk zu stimmen. Auch 
die Abstinenz der osteuropäischen Länder 
dürfte auf abweichenden Rechtsansichten 
in diesem Punkte beruhen. 
Die Konvention ist in weiten Bereichen 
eine Kodifikation bestehenden Völkerge­
wohnheitsrechts. Dies schmälert nicht ihre 
Bedeutung als ein Rechtsinstrument, das für 
technische Fragen bei Vertragsverhandlun­
gen, Abschluß und Anwendung völkerrecht­
licher Verträge eindeutige Lösungen be­
reitstellt. Ihr Anwendungsbereich be­
schränkt sich allerdings auf Verträge, die 
nach ihrem Inkrafttreten zwischen Kon­
ventionsstaaten geschlossen werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland, die in 
Wien zu den Befürwortern der Konvention 
zählte, hat das Abkommen bisher nicht 
ratifiziert. KS 

Seerecht: 9. Tagung der III. Seerechtskonferenz 
der Vereinten Nationen, erster Teil — Zweite re­
vidierte Fassung des Informellen Verhandlungs-
texts (ICNT) vorgelegt — Verhandlungsfortschritte 
(27) 
(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 5/1979 S. 183f. fort.) 
Die erste Verhandlungsrunde der Q.Ta­
gung der III. Seerechtskonferenz (27. Fe-
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